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Teil A: Planzeichnung Teil C: Vorhaben- und Erschließungsplan

zu Teil C: Neubau Ansichten

RECHTSGRUNDLAGEN
BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11. 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6).

BauNVO - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6).

PlanzV – Planzeichenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S.
58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).
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VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufstellungsbeschluss

Der Rat / Verwaltungsausschuss der Gemeinde Giesen hat in seiner Sitzung am __________ die Aufstellung des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist am __________ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Giesen, den __________

____________________
Bürgermeister

2. Vervielfältigungen
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:500

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung,

©2023
Landesamt für Geoinformation und
Landentwicklung Niedersachsen

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Straße, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom ______________). Sie ist
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Übertragung der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Hildesheim, den __________

____________________
(Öff. best. Vermessungsbüro)

3. Planverfasser
Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ wurde ausgearbeitet von der

Planungsgemeinschaft Nord GmbH
Große Straße 49
27356 Rotenburg (Wümme)
Tel.: 04261 / 92930 Fax: 04261 / 929390
E-Mail: info@pgn-architekten.de

Rotenburg (Wümme), den __________

____________________
(M. Diercks)

Planverfasser

4. Öffentliche Auslegung
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Giesen hat in seiner Sitzung am ________________ dem Entwurf des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ und dem Vorhaben- und Erschließungsplan sowie
der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ________________ ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ sowie der Vorhaben- und
Erschließungsplan und die Begründung haben vom ________________ bis zum ________________ gem. § 3
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Giesen, den __________

____________________
Bürgermeister

5. Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Giesen hat den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 520 „Am Ehrenmal“ mit
Vorhaben- und Erschließungsplan und Begründung nach Prüfung der Stellungnahmen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in
seiner Sitzung am __________ als Satzung (§ 10 BauGB) beschlossen.

Giesen, den __________

____________________
Bürgermeister

6. Inkrafttreten
Der Beschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB
am __________ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ ist damit am __________ rechtsverbindlich
geworden.

Giesen, den __________

____________________
Bürgermeister

7. Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, Mängel der Abwägung
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 520 „Am Ehrenmal“ sind
eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, eine Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder Mängel des Abwägungsvorgangs nicht geltend gemacht
worden.

Giesen, den __________

____________________
Bürgermeister

PRÄAMBEL

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 84 der Niedersächsischen
Bauordnung (NBauO) und § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat
der Gemeinde Giesen am __________ diesen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 520 „Am Ehrenmal“,
bestehend aus der Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen und dem Vorhaben- und Erschließungsplan
sowie der Begründung, als Satzung beschlossen.

Giesen, den

____________________
Bürgermeister

±
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ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT
1. ANZAHL DER NOTWENDIGEN STELLPLÄTZE
Im gesamten Plangebiet sind je Wohneinheit mindestens 1,25 Stellplätze anzulegen.

HINWEISE
1. BAUARBEITEN IM UNMITTELBAREN UMFELD DES ZU ERHALTENDEN BAUMBESTANDES

Sofern Bauarbeiten im unmittelbaren Umfeld des zu erhaltenden Baumbestandes durchgeführt werden, sind die
Vorschriften der DIN 18920 („… Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei
Baumaßnahmen„) zu beachten.

2. BESEITIGUNG VON GEHÖLZSTRUKTUREN

Die Beseitigung von Gehölzstrukturen sollte möglichst nicht in dem in § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG benannten
Zeitraum zwischen dem 1. März und dem 30. September eines Jahres erfolgen. Innerhalb dieses Zeitraumes ist im
Einzelfall zu prüfen, ob ggf. Brutvogelvorkommen vorhanden sind. Damit soll ausgeschlossen werden, dass
insbesondere Brutgeschäft und Jungenaufzucht gehölzbewohnender Vogelarten o.a. gestört werden. Das gilt auch
bei der Beseitigung von Bäumen z.B. aus Gründen der Verkehrssicherungspflicht bzw. Gefahrenabwehr.

3. ARBEITEN AN BESTANDSGEBÄUDEN

Bei Abriss- oder Umbauarbeiten an den Altgebäuden ist vorab zu prüfen, ob es feststellbare Hinweise auf
Fledermausvorkommen gibt.

PLANZEICHENERKLÄRUNG
(GEMÄSS PLANZEICHENERKLÄRUNG VON 1990)

1. Art der baulichen Nutzung
Wohngebäude
Gebäude für Wohnen und
Gesundheitsdienstleistungen

2. Maß der baulichen Nutzung
GRZ 0,4

II-III

Grundflächenzahl, Höchstmaß
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 19 BauNVO)
Anzahl der Vollgeschosse, Höchstmaß
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 und 20 BauNVO)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

ö
o

Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)
offene Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

4. Verkehrsflächen
Bereich ohne Ein- und Ausfahrt
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB)

5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft
Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

6. Sonstige Planzeichen
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze und
Nebenanlagen (St)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Innerhalb des Plangebietes sind zwei Wohngebäude sowie ein Gebäude für Wohnen und
Gesundheitsdienstleistungen mit den entsprechenden Haupt- und Nebenanlagen, Müllbehälterstandplätzen sowie
Stellplätzen, Carports und Garagen einschließlich Zufahren zulässig.

2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO)
Die gemäß § 19 BauNVO festgesetzte Grundfläche darf durch die im § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen um
bis zu 50 % überschritten werden. Zusätzliche Überschreitungen sind auch als Ausnahme unzulässig (gemäß § 19
Abs. 4 BauNVO).

3. FLÄCHE FÜR STELLPLÄTZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Innerhalb der mit „St“ festgesetzten Fläche sind Stellplätze, Carports und Garagen einschließlich Zufahrten sowie
Müllbehälterstandplätze zulässig.

4. ERHALT VON BÄUMEN UND STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN SOWIE VON
GEWÄSSERN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Die innerhalb der Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern vorhandenen Einzelbäume mit einem
Mindeststammdurchmesser von 20 cm, einen Meter über Boden gemessen, sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b
BauGB durch den Grundstückseigentümer dauerhaft zu erhalten. Abgängiger Baumbestand ist durch eine
Neuanpflanzung eines standortgerechten, einheimischen Laubbaumes zu ersetzen. Die zu verwendende
Pflanzqualität ist Hochstamm, 3x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 – 16 cm. Bei allen Hoch- und
Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schützen.

5. ANPFLANZUNG VON EINZELBÄUMEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Innerhalb des Plangebietes sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 10 heimische, standortgerechte Laubbäume (1.
oder 2. Ordnung, s. Tabelle) zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Die zu
verwendende Pflanzqualität ist Hochstamm, 3x verpflanzt mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm. Bei allen
Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind Stamm, Krone und Wurzelraum zu schützen.

Die Anpflanzung hat nach Fertigstellung der Hauptanlagen entsprechend des Vorhaben- und Erschließungsplanes
in der darauffolgenden Pflanzperiode fachgerecht zu erfolgen. Der Standort ist unter Berücksichtigung der
nachbarschaftsrechtlichen Vorgaben frei wählbar.

Beispiele für heimische standortgerechte Laubbäume:

Botanischer Name Deutscher Name
Bäume 1. Ordnung:
Quercus robur Stiel-Eiche
Fagus sylvatica Buche
Tilia platyphyllos Sommer-Linde
Prunus avium Vogel-Kirsche
Tilia cordata Winter-Linde
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Bäume 2. Ordnung:
Carpinus betulus Hainbuche
Acer campestre Feld-Ahorn
Betula pendula Sand-Birke
Sorbus aucuparia Vogelbeere, Eberesche

Zu Teil C: Maßgebliche Außenlärmpegel für Straßenverkehrslärm gemäß DIN 4109-2 für unterschiedliche Geschosse und Beurteilungszeiträume (Tag und Nacht)

Teil C: Beschreibung des Vorhabens und der Erschließung
Im zentralen Siedlungsbereich der Ortschaft Hasede ist südlich der Straße Am Ehrenmal und westlich der Hanno-
verschen Straße (B6) der Bau von zwei Wohngebäuden mit jeweils 10 Wohneinheiten sowie die Entwicklung eines
Gebäudes für Wohnen Gesundheitsdienstleistungen innerhalb des alten Pfarrhauses (Bestandsgebäude) vorge-
sehen. Betroffen sind die Flurstücke 113/4 und 245/20 und 109/3 der Flur 6 der Gemarkung Hasede.

Der Vorhaben- und Erschließungsplan erstreckt sich über den gesamten Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 520 „Am Ehrenmal“ und regelt neben der Nutzung innerhalb des Bestandsgebäudes die
Errichtung der geplanten Gebäude mit den zugehörigen Nebenanlagen, Zufahrten, Zuwegungen und Stellplätzen.
Die Lage des Vorhabens und die Erschließung ergeben sich aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan, in dem
die Gebäude und die Außenanlagen dargestellt sind.

Im Plangebiet sollen zwei Wohngebäude mit jeweils 10 Wohneinheiten mit einem Satteldach und Dachneigung von
40° sowie zwei Vollgeschossen und Dachgeschoss entstehen. Auf den nutzbaren Dachflächen der Gebäude und
baulichen Anlagen, die mindestens eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, ist die Errichtung von Photovoltaikanla-
gen vorgesehen.

Zwei neue Zu- und Abfahrten auf den geplanten Parkplatz erfolgen zusätzlich zu der bereits vorhandenen Zu- und
Abfahrt zum Bestandsgebäude, ebenfalls von der nördlich angrenzenden Straße Am Ehrenmal. Die für die Neu-
bauten erforderlichen 25 Stellplätze werden am nordwestlichen Rand des Vorhabengebietes vorgesehen. Der Stell-
platzbedarf ergibt sich aus der Berücksichtigung eines Stellplatzes sowie 0,25 Besucherparkplätze je Wohneinheit
(1,25 Stellplätze je Wohneinheit). Zwei der 25 Stellplätze werden behindertengerecht gestaltet. Die normalen Stell-
plätze werden in einer Breite von 2,50 m und die behindertengerechten Stellplätze in einer Breite von 3,50 errichtet.
Der Bereich zwischen den Stellplätzen 3 und 4 am westlichen Rand des Plangebietes dient dem Schutz der Kas-
tanie auf dem Flurstück 113/3. Dieser Bereich ist als gärtnerisch genutzte Freifläche zu belassen; Bodenverdich-
tungen werden in diesem Bereich ausgeschlossen.

Der den beiden neu zu errichtenden Wohngebäuden zugehörige Müllplatz wird direkt entlang der Straße Am Eh-
renmal vorgesehen. Die in dem Bereich gelegene Garage ist abgängig. Eine Nebenanlage zum Abstellen von
Fahrrädern wird im westlichen Bereich auf dem Flurstück 113/4 mit dem vorhandenen Schuppen berücksichtigt.
Eine zweite Nebenanlage ist direkt südlich angrenzend an die Stellplatzfläche und ein dritte Nebenanlagen im öst-
lichen Bereich entlang der Hannoverschen Straße (B6) vorgesehen. Das Bestandsgebäude entlang des Flurstücks
114/4 ist abgängig.

Das alte Pfarrhaus (Bestandsgebäude) mit der Hausnummer 1 soll in seiner Form erhalten werden. Geringfügige
Sanierungen in Form von Erneuerung der Fenster und Türen, der Dacheindeckung sowie der Fassade in ähnlichen
Farbtönen ist möglich. Dachausbauten sind im Rahmen von Sanierungsmaßnahmen untergeordnet zulässig.

Die dem alten Pfarrhaus zugeordneten Stellplätze sind im bereits angelegten Rondell berücksichtigt worden. Ent-
sprechend der vorgesehenen Nutzung sind 6 Stellplätze dargestellt, mit der Option zwei weitere Stellplätze inner-
halb des Rondells und einen Stellplatz östlich des Rondells als Seitenparkplatz zu ergänzen. Die Stellplätze inner-
halb des Rondells sind naturnah (bspw. durch Rasengittersteine o.ä.) sowie als offene Stellplätze zu gestalten.

Der Bereich um die Hauptgebäude soll entsprechend der Bestandssituation als gärtnerisch gestaltete Grünanlage
mit teilweisem Erhalt des Baumbestandes sowie zusätzlichen Anpflanzungen von 10 heimischen, standortgerech-
ten Laubbäumen gestaltet werden. Die im Vorhabenplan gelb kennzeichneten Einzelbäume sind nicht zwingend zu
erhalten. Die Zugänge zum Haus sind in gepflasterter Form auszuführen. Das Grundstück wird bereits vollständig
von einer Mauer eingegrenzt, welche erhalten bleibt.

Fußläufige Anbindungen werden an die westlich angrenzende Kleine Straße sowie an die östlich angrenzende
Hannoversche Straße (B6) und somit an die Bushaltestelle des öffentlichen Nahverkehrs berücksichtigt.

Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt durch einen Anschluss an das vorhandene Schmutzwasserkanalnetz der
Gemeinde Giesen. Das im Plangebiet auf den Offenböden anfallende Niederschlagswasser ist vor Ort zur Versi-
ckerung zu bringen. Auf Gebäuden und versiegelten Flächen abfließendes Niederschlagswasser soll durch eine
gedrosselte Einleitung über die Regenwasserkanalisation abgeführt werden.

Aufgrund von Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet, durch die östlich angrenzende Bundesstraße 6, erge-
ben sich Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 und der Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV. Die verbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes zum passiven Schallschutz sind
zu berücksichtigen. Die sich für das Vorhaben ergebenden prognostizierten maßgeblichen Außenlärmpegel La für
Straßenverkehrslärm (berechnet gemäß DIN 4109-2) für den Tag- und Nachzeitraum sind den Karten, die dem
Vorhaben- und Erschließungsplan beigefügt sind, zu entnehmen.

Hinweis: Bei allen neuen Gehölzpflanzungen sind die Vorgaben (Abstände) des Nieders. Nachbarrechtsgesetzes
zu beachten.

6. MAßNAHMEN FÜR DIE ERZEUGUNG, NUTZUNG ODER SPEICHERUNG AUS ERNEUERBAREN
ENERGIEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB).

Im gesamten Plangebiet sind die nutzbaren Dachflächen der Gebäude und baulichen Anlagen, die mindestens
eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu mindestens 50 % mit
Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche).
Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu
realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB).

7. FESTSETZUNGEN ZUM IMMISSIONSSCHUTZ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)

Für Gebäude, die neu errichtet oder wesentlich geändert werden, gelten folgende Schallschutzanforderungen:

a) Es besteht die Pflicht zum schalltechnischen Selbstschutz: Gebäudeseiten und Dachflächen von
schutzbedürftigen Räumen sind mit einem gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maß w,ges entsprechend den
Anforderungen der DIN 4109-1 (derzeit aktuelle Ausgabe: Januar 2018) zu realisieren. Dies ist im Rahmen des
Bauantragsverfahrens gemäß den Rechenverfahren der DIN 4109-2 (derzeit aktuelle Ausgabe: Januar 2018)
nachzuweisen.

Die im Rahmen der Erstellung des schalltechnischen Gutachtens zum Bebauungsplan geschossweise
prognostizierten maßgeblichen Außenlärmpegel La für Straßenverkehrslärm (berechnet gemäß DIN 4109-2) für
den Tag- und Nachtzeitraum sind in der Planzeichnung als Anlage zum Teil C „Beschreibung des Vorhabens und
der Erschließung“ sowie der Anlage 3 zum schalltechnischen Gutachten enthalten.

b) In Räumen, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden, sind bei Beurteilungspegeln Lr > 45 dB
schalldämpfende Lüftungseinrichtungen (bzw. alternativ vergleichbare Systeme) vorzusehen, wenn keine
Lüftungsmöglichkeit zur lärmabgewandten Gebäudeseite besteht. Ein entsprechender Nachweis der
ausreichenden Schalldämmung solcher Systeme ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu führen.

c) Dem Wohnen dienende Aufenthaltsräume (schutzbedürftige Räume im Sinne der DIN 4109) dürfen an der
Ostseite des östlichen Hauses (Mehrfamilienhaus 2) nicht angeordnet werden, sofern sie keine
Fenster/Belüftungsmöglichkeiten zu anderen Fassadenseiten aufweisen.

d) Auf der Ostseite des östlichen Hauses (Mehrfamilienhaus 2) dürfen wohnlich genutzte Außenbereiche wie
Balkone, Loggien und Terrassen nicht straßenzugewandt (Richtung Osten) angeordnet werden. Dies gilt nicht,
sofern gemäß Punkt f) nachgewiesen werden kann, dass sich durch Abschirmung vorgelagerter Baukörper die
Beurteilungspegel auf maximal 60 dB(A) tags verringern.

e) Die drei straßennahen Außenwohnbereiche, die derzeit planerisch auf der Südseite des östlichen Hauses
(Mehrfamilienhaus 2) angeordnet sind, sind in allen Geschossen in voller Bautiefe der Außenwohnbereiche mit
einer mindestens 2 m hohen Schallschutzwand gegen die Hannoversche Straße abzuschirmen, sofern nicht
gemäß Punkt f) nachgewiesen werden kann, dass sich durch Abschirmung vorgelagerter Baukörper die
Beurteilungspegel auf maximal 60 dB(A) tags verringern.

f) Sofern in einem separaten Nachweis abweichende Beurteilungspegel bzw. abweichende maßgebliche
Außenlärmpegel zu den vorgenannten Punkten a) bis e) aufgezeigt werden können, sind diese als maßgeblich
anzusehen. Von den in der Anlage zum schalltechnischen Gutachten zum Bebauungsplan angegebenen
maßgeblichen Außenlärmpegeln für Straßenverkehrslärm kann dann abgewichen werden. Entsprechende
Nachweise sind im Rahmen der Baugenehmigungsplanung zu führen.

8. VORHABEN- UND ERSCHLIEßUNGSPLAN
(§ 12 Abs. 3 BauGB)

Der nebenstehende Vorhaben- und Erschließungsplan ist gem. § 12 Abs. 3 Satz 1 BauGB Bestandteil dieses
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.

Der Vorhaben- und Erschließungsplan (Teil C) besteht aus folgenden Teilen:
- Vorhaben- und Erschließungsplan, Beschreibung des Vorhabens und der Erschließung
- Ansichten zu Neubaumaßnahmen
- maßgebliche Außenlärmpegel


